
Bei der Würdigung der Tat und des Täters durch 
das Gericht und bei der Pindung der Strafe ist aber die 
richtige klassenmäßige Einstellung des Richters zur Per­
son des Täters entscheidend. In dieser Hinsicht gibt es 
noch einige ernste Mängel. Die Richter an unseren 
Gerichten müssen verstehen, zwischen Tätern aus den 
Reihen der Werktätigen und Tätern aus den Reihen der 
Klassenfeinde und sonstigen deklassierten Elementen 
zu trennen.

Das Klassengericht der Bourgeoisie hat immer streng 
unterschieden zwischen dem Proletarier und dem Bour­
geois und ganz besonders harte Urteile gegen Kommu­
nisten und andere fortschrittliche Personen gefällt, ohne 
Rücksicht darauf, ob sie sich einer strafbaren Handlung 
schuldig gemacht haben oder nicht. Unsere Gerichte 
bestrafen aber die Täter aus den Reihen der Klassen­
feinde nicht wegen ihrer Klassenzugehörigkeit, son­
dern deshalb, weil die Beweggründe und die gefährliche 
Art der Durchführung ihrer Verbrechen in der Regel 
davon zeugen, daß es sich nicht nur um gefährliche 
Verbrechen, sondern auch um gefährliche Verbrecher 
handelt.

Völlig anders aber müssen unsere Gerichte an die Be­
strafung eines Werktätigen herangehen, der sich einmal 
einer Straftat schuldig gemacht hat. Hier wird in der 
Regel eine einmalige Entgleisung in einem sonst ordent­
lichen Leben vorliegen, als Folge noch nicht völlig 
überwundener Muttermale der alten kapitalistischen 
Gesellschaft. Wenn auch eine solche • Handlung 
selbstverständlich nicht zu loben ist, so sind doch für 
einen Menschen, der sonst seinen Anteil am Aufbau 
des Sozialismus leistet, Erziehungsmaßnahmen die rich­
tigere Form der gesellschaftlichen Reaktion. In be­

stimmten Fällen kann auch von einer Bestrafung über­
haupt abgesehen werden. Eine andere Einstellung kön­
nen die Gerichte in der sozialistischen Gesellschaft nicht 
haben. Mögen die bürgerlichen Ideologen unsere Ge­
richte auch verleumden, an unseren Prinzipien wird 
sich nichts ändern. Eine andere Frage aber ist es, wie 
lange die Völker noch an das Ammenmärchen einer 
über den Klassen stehenden' Justiz in den kapitalisti­
schen Ländern glauben werden, denn ständig steigt die 
Zahl der Menschen, die auf Grund eigener Erfahrungen 
zu einer besseren Einsicht gelangen.

Warum gelingt es aber der Bourgeoisie verhältnis­
mäßig leicht, den Klassencharakter ihrer Justiz zu ver­
schleiern? Das kommt u. a. daher, weil die Entschei­
dungen der Gerichte fast immer nur einen einzelnen 
Menschen betreffen. Es wird entschieden, ob der ein­
zelne eingesperrt wird, es wird entschieden über das 
Vermögen des einzelnen, es wird entschieden über die 
Güter des einzelnen. Dadurch entsteht der Eindruck, 
daß gleiches Maß für alle angewendet wird, für Arme 
und für Reiche, für Hungrige und für Satte. Die Bour­
geoisie trachtet ferner ständig danach, daß das, was 
aus dem Mund des Richters kommt, vom Volke als 
Wahrheit empfunden wird. Aus diesem Grunde schüt­
zen die bürgerlichen Regierungen sorgfältig die Autori­
tät und das Ansehen ihrer Gerichte. In ihren Verfas­
sungen wird auch besonders feierlich erklärt, daß die 
Gerichte unabhängig seien. In den Publikationen bür­
gerlicher Ideologen wird ständig versichert, daß das 
bürgerliche Gericht nur dem Rechte diene und keine 
politische Arbeit leiste, wie überhaupt das bürgerliche 
Gericht eine Institution sei, die nichts mit der Politik 
zu tun habe.

Ein Grundpfeiler des bürgerlichen Justizapparats 
sind die Justizkader; denn ohne eine bestimmte Kaste 
von Richtern und Staatsanwälten wäre das bürgerlich­
kapitalistische Gericht kein willfähriges Werkzeug der 
Ausbeuter. Also konnte Richter nur der sein, der eine 
juristische Fakultät absolviert, d. h. viele Jahre studiert 
hatte. Daran schloß sich eine lange Vorbereitungszeit 
mit nur einem kleinen Gehalt; die Eltern der zukünf­
tigen Richter und Staatsanwälte mußten also Vermögen 
besitzen. Sie mußten Angehörige der Bourgeoisie sein. 
Als solche brachten die zukünftigen Richter eine Reihe 
von Voraussetzungen für ihren späteren Beruf mit:
a) eine absolut bejahende Einstellung zum kapitalisti­

schen Staat;
b) ein Bekenntnis zu den Anschauungen der Bour­

geoisie;

c) ein wohlwollendes Verhalten zu den Ergebnissen 
moralischer und sittlicher Verkommenheit bei den 
Angehörigen der herrschenden Kreise;

d) ein herzloses und bürokratisches Verhalten gegen­
über den Ausgebeuteten.

Auf den juristischen Fakultäten des bürgerlichen 
Staates wird die Wissenschaft der Bourgeoisie gelehrt. 
Selbständiges Denken war dort schon immer verpönt, 
und als gut werden diejenigen Arbeiten zensuriert, die 
am besten geeignet sind, die alten Zustände und Herr­
schaftsverhältnisse zu konservieren.

Wenn dann der junge Jurist von der Fakultät kommt, 
findet er Eingang in die „höchste“ Gesellschaft, die ihn 
ihrerseits hilfsbereit aufnimmt und ihm materielle und 
gesellschaftliche Vorteile gewährt. So wird systematisch 
eine bewußte Trennung der Richter von den Massen 
erzielt. Die Justizbürokratie der Bourgeoisie kennt nicht 
das Leben einfacher Menschen, nicht die schweren Be­
dingungen des Arbeiters in den kapitalistischen Be­
trieben. Der Richter der Bourgeoisie schaut auf den 
arbeitenden Menschen vom Standpunkt des Tribunals 
herab. Steht aber einmal ein Angehöriger der Bour­
geoisie vor ihm, so zeigt er für ihn volles Verständnis; 
denn er gehört ja zu seinesgleichen.

Auch wenn eine ganze Anzahl von bürgerlichen Rich­
tern nicht erkennen, daß sie nur die Interessen der 
Reichen verteidigen, wenn sie selbst glauben, ihr Amt 
„im Namen des Volkes“ auszuüben, so wird doch ihr 
Amt und werden ihre Entscheidungen vom Gesetz des 
bürgerlichen Staates bestimmt. Dies aber begünstigt 
von vornherein die Reichen; denn es herrscht das Kapi­
tal, und das Kapital wird seinerseits durch das kapi­
talistische Gesetz geschützt. Weil er auch in politischer 
Hinsicht seine Klasse vertritt, seine Denkweise die der 
Kapitalisten ist, sein Gewissen und sein Wissen mit 
tausend Fäden mit dem Gewissen und dem Wissen der 
Kapitalisten verbunden ist, wird der bürgerliche Rich­
ter auch dort, wo das bürgerliche Gesetz scheindemo­
kratische Züge hat, um diese Klippen herumkommen 
und einen Weg finden, der dem Interesse seiner Klasse 
gerecht wird.

Wenn wir im Laufe dieses Jahres alle Vorbereitun­
gen für die Wahl der Richter treffen, so werden wir 
auch mit allen Werktätigen über das wahre Gesicht 
des kapitalistischen Gerichts sprechen und ganz beson­
ders den volksfeindlichen Charakter der Adenauer- 
Justiz beleuchten. Die Entlarvung der Adenauer-Justiz, 
deren Kern aus einigen Hunderten Blutrichtern aus der 
Ära des Faschismus besteht, ist ein wesentlicher Teil 
des Kampfes um ein einheitliches, demokratisches und 
friedliebendes Deutschland, denn mittels der Justiz 
werden alle Aktionen der westdeutschen Arbeiter und 
anderer fortschrittlicher Menschen gegen die atomare 
Aufrüstung und um ein einheitliches Deutschland be­
kämpft. Wenn die westdeutschen Monopole mittels 
ihrer Gerichte ihren Staat schützen, so verteidigen sie 
damit in Westdeutschland nur ihr Recht auf Ausbeu­
tung der Werktätigen. Wenn im Bonner Staat durch 
eine verlogene Presse fast jeden Tag von der Freiheit 
der Persönlichkeit die Rede ist, die dort gesichert, in 
der DDR aber verletzt werde, so handelt es sich dabei 
nur um die Freiheit der Persönlichkeit der Monopo­
listen, Militaristen und Großgrundbesitzer vor den 
Aktionen der Werktätigen. Die Freiheit der Persönlich­
keit der Ausgebeuteten existiert in einem kapitalisti­
schen Staate überhaupt nicht, und was nicht existiert, 
braucht auch nicht geschützt zu werden. So ähnlich ver­
hält es sich auch mit dem Schutz des Eigentums. Wenn 
im kapitalistischen Staat vom Schutz des Eigentums die 
Rede ist, so handelt es sich immer um das kapitalisti­
sche Eigentum, das identisch ist mit dem Recht auf 
Ausbeutung. Das wenige persönliche Eigentum des 
Arbeiters wird vom kapitalistischen Staat, vom Bour­
geoisiegericht, nicht geschützt. Der Arbeiter, der sich 
zum Beispiel auf Abzahlung eine Kücheneinrichtung 
gekauft hat und seine Arbeit verliert, verliert bei 
Nichtzahlung der Raten nicht nur die Kücheneinrich­
tung, sondern auch die bereits gezahlten Raten. Wenn 
die Arbeiter aber aufbegehren gegen den ungerechten 
Staat, in dem sie leben, so werden gegen sie die Staats­
schutzgesetze angewandt, und die Gerichte verhängen 
hohe und höchste Strafen. Deutsche, die in Deutschland
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